
 

 

 

 

 
 

       

        

 

 
  

         

 

   

 

 

 

       

  

       

      

 

 

       

  

    

   

  

 

     

  

     

     

 

 

Beschluss 

der 85. Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister 

am 25. und 26. Juni 2014 im Ostseebad Binz auf Rügen 

TOP II.3 Psychosoziale Prozessbegleitung 

- JMK 176 ­

Berichterstattung: 	 Rheinland-Pfalz, Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, 

Sachsen-Anhalt 

1.	 Die Justizministerinnen und Justizminister bekräftigen ihre Auffassung, 

dass die psychosoziale Prozessbegleitung für besonders 

schutzbedürftige Verletzte von Straftaten eine wichtige Form der 

Unterstützung im Rahmen der bestehenden Angebote zur Opferhilfe 

darstellt. 

2.	 Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen den Bericht der 

Arbeitsgruppe des Strafrechtsausschusses „Psychosoziale 

Prozessbegleitung“ und die von dieser Arbeitsgruppe erarbeiteten 

Empfehlungen „Mindeststandards psychosoziale Prozessbegleitung“ und 

„Mindeststandards Weiterbildung“ zur Kenntnis. 

3.	 Sie betonen, dass diese Empfehlungen für bundeseinheitliche 

Mindeststandards zur Durchführung der psychosozialen 

Prozessbegleitung und zur entsprechenden Weiterbildung eine 

geeignete Grundlage für die erforderliche Weiterentwicklung der 

psychosozialen Prozessbegleitung darstellen. 



        

    

     

     

 

 

 

4.	 Sie bitten den Bundesminister der Justiz und für Verbraucherschutz zu 

prüfen, ob und ggfs. wie ein Anspruch auf psychosoziale 

Prozessbegleitung im Strafverfahren vor allem für besonders 

schutzbedürftige Kinder und Jugendliche gesetzlich geregelt werden 

kann. 


